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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur Beschiußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 

— Sammelübersicht 1 9 zu Petitionen — 

— Drucksache 12/685 — 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 3-11-13-37743 den Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages zur Kenntnis zu geben. 


Bonn, den 17. September 1991 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung 

Die Petition richtet sich unter Berufung auf den Grundsatz der 
Gleichbehandlung gegen das einheitliche, ab 1. Juli 1990 ge- 
zahlte Entlassungsgeld in Höhe von 2 500 DM für Zivildienst- 
leistende, die ihren Dienst erstmals nach dem 31. Mai 1989 ange- 
treten haben, hier die Stichtagsregelung. Insofern ist die Petition 
erledigt. 

Die Fraktion der SPD ist jedoch der Meinung, daß die Umstellung 
von einem auf die Dauer der Dienstzeit berechneten Entlassungs- 
geld zu einer pauschalen Regelung eine Ungleichbehandlung 
zwischen Wehrdienst- und Zivildienstleistenden zur Folge hat, da 
der Zivildienst länger dauert als der Wehrdienst. 

Diese Ungleichbehandlung ist geeignet für eine parlamentarische 
Iiütiative, daher soll die Petition den Fraktionen des Deutschen 
Bundestages zur Kenntnis gegeben werden. 
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